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'Regionen der ökologiseben Katastrophe'" (zit. n. Olschies, 1990, S. 
141/2). 

Es liegt auf der Hand, daß die Überwindung der Wutschaftskrise dieser 
Länder durch die Ei.nführung der Marktwirtschaft un.d deren. Integration in 
den kapitalistischen Weltmarkt überhaupt nur gelingen kann, wenn zwi­
schenstaatliche bzw. internationale "Öko-Regimes" mit Sanierungspro­
grammen etabliert werden, die geradezu gigantische Investitionssummen 
erfordern werden. Je weniger aber solche Regelungen greifen und die wirt­
schaftliche Entwicklung stagniert (mit der Konservierung von Massenar­
mut), um .so größer ~d die ~fahr, ~ der Nationalismus sich zusätzlich 
über transnationale Oko-Konflikte anheizt. 

Die Überlebtheil des alten Sicherheitsbegriffs 

Die Bedingungen von. Sicherheit und Stabilität im internationalen System 
werden keineswegs ausschließlich durch das ökonomische Wachstum den 
Orad der Verflechtung und Interdependenz sowie durch die • in der Kon­
sequenz der globalen U:rnweltkr:ise immer wichtiger gewordene -
"Beherrschung" der stofflichen Voraussetzungea der Reproduktion der 
~eltges~llscha!t" d~finiert. Der.für die internationale Politik maßgebende 
Sicherbettsbegriff seit der Eatwicklung des Systems souveräner National­
llDd Territorialstaaten besagt zuoächst einmal, daß der Staat mit Hilfe der 
Aufstellung, Ausstattung und Unterhaltung militärischer Streitkräfte, den 
Abschluß von Verträgen und Bündnissen und Entspannungs- und Abrü­
stungsmaßnahmen den Schutz seines Territoriums und der politischen und 
sozialen Iateressea seiner Bürger vor Bedrohung von außen gewährleisten 
muß (Woyke, 1986). Zumal in der Nachkriegsordnung des Systemgegen­
satzes beruhte die Führungsfunktion der beiden Supermächte USA und 
UdSSR auf ihren überlegenen militärischen Potentialen in den jeweiligen 
Bündnissystemen. "Seit dem Zweites Weltkrieg sind weitweit 16 Billionen 
US-Doßar für militärische Zwecke ausgegeben worden. 1986 erreichten 
die jährlichen Ausgaben eine Höhe von 825 Milliarden Doßar ... Die Indu­
striestaaten haben • inflationsbereinigt ~ ihre Ausgaben seit 1960 verdop­
pelt; die Entwicklungsländer haben eine Steigerung um mehr als das 
S~chsfache .za verzeic~e~··· Die Supermächte und ihre europäischen Ver­
bund~tea smd für drel Vtertel der weltweiten Rüstungsausgaben verant­
wortlich" (Renner, 1989, S. 215). Rüstungsproduktion sowie der Handel 
mit Waffen sind daher auch zu bedeutenden Faktoren der Nationalöko­
nomien wie der Weltwirtschaft insgesa:rnt geworden. 

D ie herkömmliche Sichtweise von nationaler und internationaler 
Sicherheit ist jedoch in den letzten Jahren zutiefst erschüttert 

worden. Zunächst einmal besteht ein offenkundiger Widerspruch zwischen 
s~eigend~n ~icb~rheitsauga~n und ~em Anspruch, dadurch mehr 
Steherbett - UD Smne von Kriegsvermeidung und Friedenssicherung - zu 
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erzeugen. "Die Staaten haben eine beispiellose militärische Stärke erreicht; 
trotzdem - oder vielleicht gerade deshalb - ist die Zahl der Kriege und 
Kriegstoten über die /Jahrbunderte ständig größer geworden. Allein in den 
80er Jahren wurden 22 Kriege geführt, mehr als jemals zuvor in der 
Militärgescbichte. Seit 1945 forderten 120 bewaffnete Konflikte -
zusammengenommen vergleichbar mit dem Zweiten Weltkrieg- in der 
Dritten Welt mindestens 20 Millionen Todesopfer. Viele dieser Konflikte 
sind lcaum in das Bewußtsein der westlichen Welt gedrungen, aber einige 
können sich als Pulverfaß erweisen und sich sehr schnell zu weltweiten 
Konfrontationen ausweiten" (ebd., S. 217). 

Außerdem ist die Bedeutung der Rüstungsausgaben auf das engste mit den 
in diesem Abschnitt analysiereten Veränderungen in den Machtstrukturen 
der Weltwirtschaft und der internationalen Politik verbunden: 

D er Abstieg der beiden ~eltmächte USA und UdSSR ist eine 
Wllllittetbare Folge der "Uberdebnung" der Rüstungsausgabeo, die 

mit ihrer weltpolitischen Führungsrolle legitimiert werden und deren 
Expansionslogik sich :mit dem Rüstungswettlauf zwischen den Systemen 
immer mehr verselbständigt bat. Die gewaltige Steigerung der 
Rüstungsausgaben in den USA seit den späten 70er Jahren sollte u.a. die 
Sowjetunion "totrüsten". "Innerhalb der Reagan-Adiminstration herrschte 
die einflußreiche These, daß ein beschleunigtes technologisches 
Wettrüsten das sowjetische System bis zum Zusammenbruch belasten 
würde" (Calleo, 1989, S. 119). Im Bewußtsein eines Ronald Reagan mag 
daher diese Strategie angesichts der Kapitulation der Sowjetunion und des 
"realssozialistischen Lagers" erfolgreich gewesen sein. Zugleich aber bat 
diese Politik die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der amerikanischen 
Wirtschaft, also die "zivile Infrastruktur" des US-Kapitalismus, 
unterminiert, während umgekehrt Japan und die BRD von den 
vergleichweise geringen Rüstungsausgaben profitierten. 

Noch stärker als die USA hat sich die UdSSR letztlich durch die Rü­
stungsanstrengungen in die Sackgasse der Stagnation, der Krise und 
schließlich des Verfalls ihrer hegemonialen Machtposition in der Weltpo­
litik bineinmanövriert. Angesichts des geringen Entwicklungsstandes des 
Landes, der systemischen Blockaden einer ökonomischen, technischen 
und gesellschaftlichen Modernisieruog, der Dauerkrise der sowjetischen 
Landwirtschaft waren die Rüstungsausgaben stets eine höhere Belastung­
im Sinne der Absorbtion von produktiven Ressourcen - als in den kapitali­
stischen Industriestaaten. Paul Kennedy bat dieses Dilemma der sowjeti­
schen Politik, das zuerst seit 1985 von M. Gorbatschow offen eingestanden 
wurde und sich inzwischen zu einer tiefen Existenzkrise des Landes gestei­
gert hat. vor den Ereignissen der Jahre 1989/90 folgendermaßen zusam­
mengefaßt: "Wie jede andere der Großmächte muß sich die UdSSR daher 
bei der Zuteilung von nationalen Ressourcen entscheiden zwischen den 
Erfordernissen des Militärs - und der ibm eigenen Fähigkeit, die 
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mark und Portugal traten von der EFrA in die EG über; die EFfA-Län­
der verloren - mit der Ausnahme einiger schwedischer Konzerne - weitge­
hend den Anschluß an die Modernisierungswelle der 80er Jahre; schließ­
lich verstärkte sich in deeletzten Jahren die ohnebin immer schon ausge­
prägte Außenhandelsabhängigkeit von der EG. Das weitere Schicksal der 
EFfA ist offen. Österreich hat 1989 ein.en Beitrittsantrag an die EG ge­
stellt, in der Schweiz und Schweden wird ein solcher Schritt ebenfalls in­
tensiv diskutiert. 
Der Rat filr gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) war 1949 als Alternative 
zum Marshallplan der USA gegründet worden uad sollte den jungen ost­
europäischen Volksdemokratien eine attraktive Perspektive vertiefter wirt­
schaftlicher Zusammenarbeit - nicht nur im Handel, sondern auch bei der 
Produktion sowie bei Forschung und Entwicklung - mit der Sowjetunion 
bieten. Nach einigen Teilerfolgen in den 60er Jahren erwies sich die poli­
tisch erzwungene Kohäsion in der Phase der Ost-West-Entspannung je­
doch als nicht tragfähig und ließ zugunsten einer stärkeren Westorientie­
rung nach. Die RGW-Länder waren nicht in der Lage, den erforderlichen 
Modernisierungsschub der Wirtschaft zu organisieren. Diese Unfähigkeit 
wurde in den 80er Jahren durch Kraftakte und Disziplinierungsmaßnah­
Dien verdeckt, bevor die politischen und wirtschaftlieben Strukturen Ende 
der. 80er Jahre endgültig zusammenbrachen. Der schon seit vielen Jahren 
nicht mehr funktionierende RGW dürfte in Kürze aufgelöst werden. 

3 Die spätestens seit dem Zusammenbruclt Osteuropas erneut auf der 
• Tagesordnung der Geschichte stehende Neustrukturierung Europas 

wird im wesentlichen durcll die Konzeptionen und Strategien der EG ge­
staltet werden, die in diesem Prozeß eine hegemoniale Rolle spielt. Soweit 
jenseits blumiger Erklärungen eine strategische Konzeption der EG­
Kommission - als der zentralen. europäischen InstitutioD - erkennbar ist, 
läuft diese auf eine hierarchische Integration hinaus, bei deren Gestaltung 
die übrigen Länder Europas Dicht oder nur marginal mitbestimmen 
können: 
- Gegenüber der EFfA hat das Interesse der EG an der 1984 feierlich 

beschlossenen Herstellung eines dynamischen "Einheitlichen Europäi­
schen Wirtschaftsraumes", den EG und EFI'A gemeinsam und gleich­
berechtigt gestalten sollten, unübersehbar nachgelassen. Die EG­
Kommission steht lllittlerweile auf dem Standpunkt, daß die EFfA alle 
(wirtschafts)politischen Entscheidungen der EG von sich aus überneh­
mea müsse, ohne an ihrer Entstehung beteiligt zu werden. Von den 
wirtschaftlieben Kräfteverhältnissen her erscheint eine solche Position 
realistisch und durchsetzbar. Die EG vermeidet auf diese Weise den 
schwierigen Prozeß des politischen Interesseaausgleichs und der Korn· 
promißbildung, ohne befürchten zu. müssen, daß ihre Politik durch 
wirksame Gegenmaßaabmen von Seiten der EFI'A durchkreuzt wer~ 
denköane. 
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• Gegenüber den Ländern Osteuropas hat die EG seit 1989 die führende 
Rolle bei der Anleitung und Steuerung des Umbaus dieser Länder zu 
kapitalistischen Gesellschaften übernommen. Sie koordiniert im Auf­
trag von 24 westlichen Ländern (G24 Gruppe) die gesamte Hilfe für 
Osteuropa, und sie wird auch die Mehrheit an der "Europäischen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung" haben, die eigens zur Steuerung 
des Umbaus in Osteuropa gegründet und diesen Ländern gegenüber 
eine ähnliche Rolle spielen wird wie der IWF gegenüber den Ländern 
der Dritten Welt. 

_ Schließlich bat die EG Ende 1989 mit der Gruppe der 66 AKP-Länder 
das 4. Lome-Abkommen abgeschlossen, das die für diese Länder einge­
räumten Vergünstigungen stärker als die früheren Abkommen unter 
die Voraussetzung IWF-ähnlicher Strukturanpassungen stellt. 

Aus der Sicht der EG als Gesamtformation - die am ehesten von der EG­
Kom.mission entwickelt wird - zeichnet sich also eine Struktur Gesamteu­
ropas ab, die im wesentlichen aus vier hierarchisch miteinander verbun­
denen Kreisen besteht: 
• Der innerste und alle anderen dominierende Kreis ist die Europäische 

Gemeinschaft 
- Oer zweite Kreis wird durch die Länder der EFf A gebildet, mit denen 

die EG einerseits schon seit Mitte der 70er I ahre durch ein Freihan­
delsabkommen verbunden ist und die andererseits im wesentlichen von 
der EG als Außenhandelspartner abhängig sind. 

- Der dritte Kreis besteht aus den Ländern Osteuropas, in die die EG 
über Auflagen und Kreditkonditionen relativ direkt eingreifen kann und 
an deren Umbau unter Anleitung der EG auch die EFI'A beteiligt sein 
wird. Ost- und Südosteuropa scheinen zu einer Einflußzone des west­
europäischen Kapitals zu werden, in der amerikaDisehe oder japanische 
Konkurrenten wenig Chancen haben. 

• Der vierte Kreis schließlich besteht aus den AKP-Ländern; sie bilden 
das abhängige Hinterland der EG in der Dritten Welt. 

4 Eine solche Entwicklungsperspektive setzt allerdings voraus, daß 
• eine einigermaßen geschlossene und handlungsfähige 

Gesamtformation Europäische Gemeinschaften besteht und weiter beste­
hen wird. Hiervon kann jedoch zur Zeit nicht die Rede sein - trotz aller 
Integrationsfortschritte der 80er Jahre. Zum einen haben die verschie­
denen Erweiterungen der EG - insbesondere die Beitritte Irlands (1973), 
Griechenlands (1981), Portugals und Spaniens (1986) ·dazu geführt, daß 
die Wirtschaftsstrukturen unterschiedlicher und das Einkommensgefälle 
innerhalb der EG beute stärker ausgeprägt sind als zur Zeit ihrer Grün­
dung: 1960 lag das niedrigste Prokopfeinkommen eines Mitgliedslandes bei 
91,2% des EG-Durchschnitts, 1990 bei 53,2 %! (Vgl. Europäische Wirt­
schaft Nr. 42, a.a.O., S. 251) Die 1975 begonnene EG·Regionalpolitik weist 
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außen heute offener als vor fünf Jahren. Es sind sehr unterschiedliche - bis 
gegensätzliche· Varianten der weiteren Entwicklung nicht nur prinzipiell 
denkbar; sie liegen auch insofern im Bereich realer Möglichkeiten, als es 
für jede von ihnen reale Kräfte und Interessen gibt. 
A. Die erste Entwicklungsvariante besteht in der deutschen Einzeldominanz 
und der hierarchischen Durchst1Ukturiernng der EG und Europas. Dieses 
Muster ist dann zu erwarten, wenn das faktische Übergewicht Deutsch­
lands politisch voll ausgespielt und eingesetzt wird. Die europäische Ge­
meinschaft wird im wesentlichen nach den (Stabilitäts)Vorstellungen 
Deutschlands gestaltet und - mit oder olme Europäische Zentralbank - in 
der Wirtschaft vor alem nach monetaristischem Muster gesteuert. Die 
Haadelsuagleichgewichte lHld die daraus resultierenden Abhängigkeiten 
werden. xementiert und stellen geeignete Druckmittel dar, um -in mögli­
cherweiSe wechselnden AUianxen - die außen-, sicherheits- und militärpo­
litischen Ambitionen der BRD durchzusetxen. Über die Einräumung einer 
Sonderrolle für Frankreich - deutsch-französische Brigade u.a.m. - in die­
ser hierarchischen Struktur erhält Deutschland schließlich auch eine 
(zumindest Mit)Verfügung über Atomwaffen. Nach innen bedeutet dieses 
Modell weitere Deregulierungen und Einschränkungen im Bereich der so­
zialen und Schutzrechte sowie der Mitbestimmung der Arbeitnehmer. Re­
gionale Ausgleichs- und Entwicklungspolitik würde nur soweit betrieben, 
wie es für die Aufrechterhaltung des inneren Zusammenhaltes der EG er­
forderlich ist - was in dem Maße weniger der FaU ist, wie autoritäre politi­
sche Druckmittel zur Verfügung stehen. Das innere Entwicklungs- und 
Einkommensgefälle in der EG bliebe also im wesentlichen erhalten und 
setzte sich nach außen in einer Struktur fort, die mit dem Vier-Kreise-Mu­
ster beschrieben wurde. Dabei zerfällt der innere EG-Kreis noch einmal in 
drei hierarchisch strukturierte Binneakreise: Deutschland im ZentlUm die 
Mittebnächte. Frankreich und En.gland, evtl. noch Italien und Spanie~ als 
erste innere Peripherie und die übrigen sieben kleineren südlichen und 
nördlichen Staaten als zweite innere Peripherie. 
B. Die zweite Entwicklungsmöglichkeit besteht in der Zunahme der inneren 
Ungleichgewichte, latenten Spannungen und offenen Konflikte bis zu dem 
Punkt, von dem ab die weitere Integration gebremst oder gestoppt, der 
T~end umgekehrt wird und die Entwicklung in Desintegration umschlägt. 
Eme solche Trendumkehr muß nicht mit spektakulären politischen Kata­
strophen verbunden sein; sie kann. • wie die Krise der Integration in den 
70er Jahren - ganz allmählich erfolgen. Sie ist vereinbar mit der Beibehal­
tung der heute schon bestelen.den Freihandelszone in Westeuropa und 
kann sogar - mit entsprechenden Ausn.ahmen und Übergangsregelungen -
deren Ausdehnung auf Osteuropa einschließen. Das Binnenmarktprojekt 
wird nicht offtzielil abgeblasen, sondern nur nicht vollendet, die noch beste­
henden zahlreichen Handelsbarrieren bleiben weitgehend bestehen und 
werden hier und da je nach nationalen Interessen und Kräfteverhältnissen 
ausgebaut. Das EWS braucht nicht aufgeküadigt, sondern nur nicht wei-
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tergetrieben zu werden: Portugal und Griechenland treten nicht bei, Eng­
land und Spanien behalten ihre größeren zulässigen Schwankungsbreiten 
der Wechselkurse bei, und im übrigen kann das seit .1~ bereits.10 !fial 
eingesetzte Instrument der Wechselkursanpassung wetterhin und vteUetcht 

. sogar häufiger angewandt werden. Für die ab 1.7.1990 geltende Liberalisie­
rung des Kap~!alverkehrs gibt es ohnehin verschiedene Ausnahmebestim­
mungen und Ubergangsfristen für einige Länder. Ihr Auslaufen kann im­
mer weiter hinausgeschoben werden. Der wirtschaftliche Zusammenhalt in 
der EG insgesamt nimmt ab; an seine Stelle treten intensivere Kooperati­
onsbeziehungen zwischen tatsächlich unmittelbar benachbarten Ländern: 
die skandinavische Region, die Mittelmeeranrainer, die Alpenländer. 
England könnte seine starken. transatlantischen Verbindungen zu den USA 
weiter intensivieren. Deutschland und Frankreich würden in einem solchen 
Fall schleichender EG-Desintegration Positionen starker Einzelkämpfer 
zufallen. 
c. Die dritte Variante folgt einem Muster der Gruppendominanz: Der Zu­
sammenhalt innerhalb der EG nimmt durch einen Interessenausgleich und 
eine innergemeinschaftliche Entwicklungsstrategie zu, die mittelfristig auf 
die Herstellung annähernd gleichwertiger Lebensverhältnisse zielt. In der 
Europäischen Zentralbank hat nicht nur die deutsche Bundesbank das Sa­
gen, sondern auch die anderen Länder können ihre Interessen zur Geltung 
bringen. Die Mittel für die regionale Entwicklungs- und Umverteilungspo­
litik werden 110ch einmal erheblich aufgestockt, die makroökonomischen 
Politiken wirksam koordiniert. Die Kompetenzen des Buropaparlamentes 
werden ausgebaut, die der nationalen Regierungen eingeschränkt. 
Diese Festigung der EG nach innen stärkt ihre Position in der Welt. Ge­
genüber Buropa verfolgt sie die gleiche Dominanzstrategie wie in der er­
sten Variante: faktisches Durchsetxen von EG-Interessen gegenüber der 
EFf A durch pures ökonomisches Gewicht; politische Kontrolle und Steue­
rung des Umbaus in Osteuropa; patriarchalische Entwicklungspolitik ge­
genüber den AKP-Ländern in Richtung auf eine starke Anhindung an die 
EG. 
Wenn der EG die innere Festigung gelingt, gibt es keine europäische 
Kraft, die sie an dieser autoritären Variante der Neustrukturierung Euro­
pas hindern könnte. 
D. Schließlich gibt es noch die vierte Variante der konsequenten Demokrati­
sierung Europas. Ihre Perspektive ist das Europa der Regionen. Eine EG, 
die nach in.nen eine Ausgleichs-, Entwicklungs- und Umbaupolitik verfolgt, 
tritt gleichzeitig nicht als fester und autoritärer Block nach außen auf, son­
dern öffnet sich den übrigen Ländern und Ländergruppen Europas. Mate­
riell drückt sich das in einer Umbau- und Entwicklungsstrategie aus, deren 
Bezugsobjekt weder die EG noch die Nationalstaaten, sondern die Regio­
nen Europas sind. Ökonomisch erfordert das einen Ressourcentransfer 
von reicheren zu ärmeren Regionen. Politisch wird eine solche Konzeption 
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vor allem die Bedeutung uad Autonomie der Nationalstaates einschrän­
ken. Die Ausübung supranationaler Kompetenzen - z.B. in der Geldver­
sorgungs-, Außen- und Siclterheitspolitik, der Mittelverteilung für die Re­
gionalpolitik u.a.m. -werden radikal demokratisiert, indem sie vor allem in 
die Zuständigkeit des direkt gewählten E1Kopäischen Parlamentes und der 
von ihm gewählten Institutionen gegeben werden. Daneben erfolgt eine 
Verlagerung zahlreicher Kompetenzen ood Politikbereiche von den Natio­
nalstaaten auf die Regionen. und Kommunen, deren Selbstverwaltungsfä­
hlgkeit bierdurch gestärkt wird. 

8 Es ist nicht nur zum gegenwärtigen Zeitpunkt, sondern wohl prinzi­
• pie11 nicht möglich, eine eindeutige oder auch nur klar dominierende 

Option des Kapitals für eine der genannten Varianten zu begründen. Zwar 
dürfte das Muster der konsequenten Demokratisierung weitgehend abge­
lehnt werden und insofern eine gemeinsame Negativposition bestehen. Für 
eine positive FIXierung fehlt jedoch ein kohärentes Interesse "des" Kapitals. 
Abgesehen von den - gelegentlich allerdings entscheidenden - branchenbe­
dingten Sonderinteressen ist zumindest zu unterscheiden zwischen 

- kleinen und mittleren Unternehmen, deren Aktionsradius weitgehend 
national und regional begrenzt ist und dies im wesentlichen auch blei­
ben wird 

- großen global operierenden Konzernen ia einzelnen Mitgliedsstaaten 
derEGUDd 

- großen global operierenden Konzernen mit Sitz außerhalb der EG. 

Die hierarchische Durchstrukturierong ist günstig für das deutsche, ungün­
stig für das nichtdeutsehe Kapital. Nutznießer dieser Variante wären insbe­
sondere die kleinen und mittleren deutschen Unternehmen, deren Lage 
durch die gesamtwirtschaftlichen Vorteile der deutschen Dominanz- nied­
rige Steuern, hohe Konsumnachfrage, niedrige Import- und hohe Export­
preise - stabilisiert wird. Natürlich genießt auch das deutsche Großkapital 
diese Vorteile, dem darüberhinaus weitere Gewinne aus der starken Stel­
lung in Europa zufließen. Auf der anderea Seite sind seine Interessen nicht 
auf Europa beschränkt, sondern global ausgerichtet. Es besteht die Gefahr, 
daß der Aufbau Europas zu einer Domäne im wesentlichen des deutschen 
Kapitals amerikaaisehe Multis in Nord- und Südamerika UDd japanische 
Konzerne im Paziftkraum zu widschaftlichen und politischen Kampfmaß­
nahmen. herausfordert. Deren. Ergebnisse könnten die Vorteile einer ag­
gressiv auf Deutschland ausgerichteten Buropapolitik langfristig aufwiegen 
oder sogar übertreffen.. Dmüberhinaus muß mit erbittertem und nicht aus­
sichtslosem Widerstand der Spitzeilkonzerne aus Fraokreich, England und 
Italien gegen eine deutsche Dominanzstrategie gerechnet werden. 

Die Desintegrationsvariante ist für die meisten Gruppen des Kapitals weni­
ger schädlich als es auf den ersten Blick erscheinen mag - zumal wenn sie 
nicht mit dem Rückfal1 in die Kleinstaaterei, sondern mit neuen regionalen 
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Kooperationsformen verbunden ist. Für Klein- und Mittelunternehmen be­
deutete das Binnenmarktprojekt in erster Linie die Perspektive eines här­
teren Wettbewerbsdruckes. Die im Vorgriff hierauf erfolgte- mehrheitlich 
innerhalb der nationalen Grenzen stattfmdende - Konzentrations- und 
Zentralisationswelle hat die Marktposition der verbliebenen Unternehmen 
verbessert. Wenn der schärfere Wettbewerbswind nun wegen der Stockung 
der Integration ausbleibt, ist dies jedenfalls aus der Sicht dieser Un­
ternehmen kein Unglück. Deutsche und europäische Spitzenkonzerne ha­
ben sich - wie ihre japanischen und us-amerikanischen Konkurrenten -
auch vor dem Beschluß zur Vollendung des Binnenmarktes nicht von for­
cierten Internationalisierungsstrategien abhalten lassen - innerhalb wie au­
ßerhalb Europas. Sie werden dies auch in Zukunft nicht tun. Deutsche 
l_{?nzerne laufen überdies auf dem Weltmarkt weniger in Gefahr, auf po­
littsche Abwehrmaßnahmen zu stoßen, wenn der europäische Markt - zu­
mindest der deutsche Teil davon - prinzipiell auch für die außereuropäi­
sche Konkurrenz offen ist. 

Das Modell der Gruppendominanz bringt Vorteile für das gesamte euro­
päische Kapital: Klein- und Mittelunternehmen werden zwar dem rauhe­
ren Wind des Binnenmarktes ausgesetzt, können sich dafür aber durch die 
Vorteile .der EG-~ominanz in Europa und durch die Partizipation an den 
gesamtwirtschaftlichen Transfers aus Rest-Europa in die EG schadlos 
halten. Das europäische Großkapital verbessert seine Position auf dem 
Weltmarkt insgesamt durch die Verfügung über ein kohärentes euro­
päisches Hinterland und ein in gewissem Maße einheitliches Auftreten 
nach außen. Diese kollektive politische Handlungsfähigkeit dürfte auch, 
and~rs als im Falle einer deutschen Einzeldominanz, politische Marktab­
schließungsmaßnahmen von amerikaaiseher oder japanischer Seite verhin­
dern. Insofern scheint dieses Entwicklungsmuster die Variante zu sein die 
aus de~ Si~ht ~e~ meisten Kapitale die .mei~ten Vorteile bietet - ohn~ je­
doch em emhe1tliches Interesse des Kap1tals msgesamt zu konstituieren. 



Ernst Lüdemann 

Das ökonomische Potential des 'neuen Deutschland' 

Mit dem Entstehen eiaes einheitlichen deutschen Staates durch die am 3. 
Oktober 1990 vollzogene Vereinigung der ehemaligen Deutschen Demo­
kratischen Republik mit der Bundesrepublik Deutscblmd hat sich die po­
litische Landkarte Europas entscheidend verändert. Bei dieser 
~Vereinigung" handelt es sich in Wirklichkeit um den Anschluß der DDR 
an die BRD, der auf eine Vereinnahmung der DDR hinausläuft, insbeson­
dere auf eiae Besitzergreifung der DDR-Wirtscltaft durch das BRD-Kapi­
tal, und zwar mit dem erklärten Zie], j,egliche bisherige Identität der DDR 
und seiner Bürger auszulöschen, die DDR in allen Sphären des gesell­
schaftlichen Lebens bis in die letztea Einzelheiten hinein an jene Regelun­
gen und Praktikea anzugleichen, wie sie sich seit 1949 in der BRD heraus­
gebildet haben. Die im "Einigungsvertrag" enthaltenen Übergangslösungen 
müssen als bloße taktische Zugestäadnisse gewertet werden, so daß nach 
einer gewissen Zeit auch in diesen Fragen der Übergang auf die BRD-Ge­
setzgebung und -Praxis zu erwarte& ist. 
Mit der Herstellung der deutschell Einheit haben sich in der ehemaligen 
DDR nicht nur politische Verhältnisse verändert, sondern auch die Ei­
gentumsverhältnisse uad damit die ökonomische& Machtverhältnisse. 
Diese Entwicklungen vollzogen und vollziehen sich vor dem Hintergrund 
det faktischen Auflösung des Warschauer Paktes und des RGW sowie ei­
nes mein oder minder seJmeil vor sich gehen.den Übergangs fast aller 
RGW-Mitgliedsländer (mit Kuba als der noch einzigen Ausaahme) von 
der als Plaawirtschaft bezeichneten zentralistischen Kommandowirtschaft 
zur Marktwirtschaft. 
Aus marxistischer Sicht muß die Tatsache, daß der Versuch, eine zum Ka­
pitalismus alternative gesellschaftliche Ordnuog zu schaffen, in allen Län­
dern, in denea dieser Versuch untemommea wurde, gescheitert ist, als 
eine weseatliche Veränderung des politischen und ökonomischen Kräfte­
verhältnisses im Weltmaßstab, und zwar als eme Stärkung der Positionen 
des intematioaalen Finanzkapitals m der Weltwirtschaft eingeschätzt wer­
den. Diese Entwicklung ist nicht nur allea jenen Einschätzungen entgegen­
gesetzt, die in den vergangenea Jahrzehnten von marxistischer Seite zur 
Veränderung der internationalea Kräfteverhältnisse gegeben wurden. Sie 
muß auch als für sehr laage Zeit unumkehrbar artgesehen werden, da eine 
reale Alternative weder zu dem auf den. Prinzipien der Marktwirtschaft be­
ruhenden. ökon.omischen System noch zu dem auf entwickelten demokrati­
schen. Prinzipien beruhen.den politiscken. System existiert. 
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V on diesen Prämissen ist auch bei einer Analyse und Einschätzung der 
im Herzen Europas mit_ der Herstellung der Einheit Deutschlands 

eingetretenen Veränderungen des ökonomischen Kräfteverhältnisses 
allSzugehen. Dabei ist ZUD.ächst auf zwei wesentliche Unterschiede in der 
Situation, in der diese gegenwärtigen Veränderungen stattfmden, 
gegenüber En.twicklungen früherer Jahrzehnte hinzuweisen: 
- Seit der Gründung der EWG ist die Position der BRD im ökonomi­

schen Kräfteverhältnis innerhalb dieser Gruppierung durch die im 
Laufe der Zeit edolgte Vergrößerung der Zahl der Mitgliedsländer je­
weils relativ schwächer geworden. Im Jahre 1960 betrug z.B. der Anteil 
der BRD am Bruttosozialprodukt der damaligen sechs EWG-Mit­
gliedsländer 40,2 Prozent, 1975 (nach dem Beitritt Großbritanniens, 
Dänemarks und Irlands) noch 28,1 Prozent, und er verringerte sich, 
n.achdem inzwischen Griechenland, Spanien und Portugal EG-Mitglie­
der geworden waren, weiter bis auf 24,4 Prozent im Jahre 1989.1 Durch 
den ABschluß der DDR an die BRD tritt nun aber, worauf J. Huf­
schtnid kürzlich in ein.er Diskussion hinwies, erstmalig eine Stärkung 
der Position des Spitzenlandes der EG ein. Dies geschieht obendrein 
durch die Einverleibung eines bisher souveränen. Staates, was ein. in der 
jüngeren Geschichte beispielloser Vorgang ist. 

- Diese Entwicklung unterscheidet sich von der der vergangenen Jahr­
zehnte auch hinsichtlich des Verhältnisses zwischen Wirtschaftsmacht 
und internationalem politischen Einfluß. Die BRD hatte bekanntlich in 
den SOer und 60er Jahren ökonomisch rasch wieder an Bedeutung ge­
wonnen, während ihr internationaler politischer Einfluß zunächst noch 
begrenzt blieb. Es bestand seinerzeit offensichtlich ein.e Diskrepanz 
zwiscken. diesen beiden. SeiteD der Position der BRD, was vor allem in 
jener Zeit auch darin zum Ausdruck kam, daß das Erheben revanchisti­
schet Forderungen Staatspolitik war. Was die strategische Gesamtsi­
tuation. betrifft, so entsprach die voa F .J. Strauß vertretene These, daß 
die BRD zwar ökonomisch ein Riese, politisch jedoch ein Zwerg se~ 
insgesamt -wenngleich zugespittt - durchaus der realen Situation.. 

Erst in den ?Oer und 80er Jahren. war dann das Verhältnis zwischen der 
Öko11omischen und der politischen Seite der internationalen Position der 
BRD insgesamt ausgeglichener, nicht zuletzt infolge der positiven Rolle, 
die sie beim Zustandekommen der "Ost-Verträge" und später Ende der 
80er Jahre bei den. Bemühungen zur Schaffung einer dauerhaften. europäi­
schen Friedensordnung spielte. 

B ei der Einschätzung der Folgen, die der Anschluß der DDR an die 
BRD für das internationale ökonomische Kräfteverhältnis haben 

wird, ist auch zu berücksichtigen, daß die beiden Teile Europas 
gegenwärtig ein.e ganz unterschiedliche ökonomische Grundsituation 
aufweisen: 
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Eindruck erweckt wird. Aber der deutsche Kapitalismus kann, auch we.aa 
die Lebensfähigkeit vieler Betriebe in der ehemaligen DDR fraglich oder 
unsicher ist, über eine große Zahl gut ausgebildeter und erfahrener 
wissenschaftlich~technischer Kräfte aller Qualifikationsstufen verfügen, 
deren Fähigkeiten io. relativ kurzer Zeit durch zielgerichtete Umschulung 
ergänzt werden können. 
Und schließlich hat sich durch die Herste:Uung der Einheit Deutschlands 
der Abstand zu den anderen westeuropäischen Ländern deutlich vergr~ 
ßert. Wetm man von der oben genannten 40-Prozent~Variante beim 
Bruttosozialprodukt je Einwohner ausgeht, wächst der Abstand in der 
Größe des Bruttosozialprodukts, bezogen auf das Jahr 1989 dadurch 
gegenüber Frankreich um 48 Prozent (von 245 auf 362 Mrd. US~Dollar) 
gegenüber Großbritannien um 34 Prozent (von 369 auf 496 Mrd. US~ 
Dollar). Der Anteil der BRD am Bruttosozialprodukt der EG, der sich 
1989 auf 24,4 Prozent belief, würde sich einschließlich der DDR - je 
nachdem, welches Niveau des BSP je Einwohner im Verhältais zur BRD 
zugrunde g~legt wird ~ auf 26,5 Prozent (bei einem Drittel), auf 26,8 
Prozent (be140 Prozent) oder auf27,3 Prozent (bei 50 Prozent) erhöhen. 
Was die Größe des Wirtschaftspotentials des vereinigten Deutschland im 
Verhältnis zu seinen Hauptrivalen auf dem Weltmarkt~ die USA und Ja~ 
pan ~ betrifft, so ändert sich durch den Anschluß der DDR an die BRD 
nur wenig. Deutschland bleibt weiterhin deutlich hinter beiden Ländern 
zurück. Gegenüber Japan verringert sich der Abstand in der Größe des 
Bruttosozialprodukts, bezogen auf 1989, bei der "40-Prozent-Variante" le~ 
diglich um. 8 Prozent (von 1622 auf 1495 Mrd. US~Dollar; alle vorstehen· 
den Al!gabe~ in jeweiligen Preisen). Das Bruttosozialprodukt J apans bleibt 
erhebheb großer als das Deutschlands, und zwar bei sich vergrößerndem 
Abstan~ weil Japan nach wie vor ein höheres wirtschaftliches Wachs~ 
tumstempo aufweist (es betrug in den Jahren 1980 ~ 1989 real durch~ 
schnittlieh 4,1 Prozent im Vergleich mit 2,0 Prozent in der BRD). 

E. s ist aber bei diesem Versuch, die Größe des ökonomischen 
• Potentials an Hand von. Abgaben über das Bruttosozialprodukt zu 

bestimmen, noch folgendes zu berücksichtigen: 

- Das Bruttosozialprodukt der DDR wurde und wird mit einer Infra~ 
struktur und einem Produktions- und Verteilungsapparat erbracht, die 
stark versclilissen sind und überwiegend hinter dem Niveau an Moder~ 
nität zurückbleiben, das durch den. gegenwärtigen Stand des wissen~ 
schaftlieh-technischen Fortschritts möglich ist. Das heißt: Bei dem re­
lativ geringen Erneuerungs~ und Modernisierungsgrad hätte die ge· 
samtwirtschaftliche Effektivität der DDR ohnehin über kurz oder lang 
zurückgehen missen. auck wenn es keinen. Umbruch der gesellschaftli~ 
eben Verhältnisse gegeben hätte. 
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_ Das Bruttosozialprodukt der BRD hingegen wurde und wird erbracht 
mit einer Infrastruktur und einem Produktions~ und Verteilungsappa~ 
rat die überwiegend modern sind, dem erreichten Niveau von Wissen~ 
schaft und Technik entsprechen und laufend erneuert werden, woraus 
auf eine.weiterhin hohe und durch den gegenwärtigen Investitionsboom 
weiter wachsende gesamtwirtschaftliche Effektivität zu schließen ist. 

E 
rgänZend m den Angaben für das Bruttosozialprodukt sei hier noch 
auf die zwischen BRD und DDR bestehenden Unterschiede im 

Umfang des Außenhandels, des für die Beurteilung des erreichten Standes 
der Internationalisierung der Wirtschaft wichtigsten Bereichs, hingewiesen. 
Für das Gebiet der ehemaligen DDR wurden vom Statistischen 
Bundesamt für den Zeitraum Jcmuar- August 1990 Angaben auf DM~ 
Basis veröffentlicht. Daraus kann im Vergleich mit Angaben für den 
Außenhandel der BRD errechnet werden, daß sich durch den Anschluß 
der DDR an die BRD der Warenexport Deutschlands im Verhältnis zu 
dem der BRD allem nur um 5,5 Prozent vergrößert, der Warenimport um 
5,2 Prozent. (Dies ist freilich nur das Ergebnis einer bloßen Addition des 
Außenhandels beider Staaten, also unter der völlig unrealistischen 
Annahme, daß in der Struktur des Außenhandels durch die Herstellung 
der Einheit Deutschlands keinerlei Veränderungen eintreten.) 
Die genannten Gesamtanteile des Außenhandels sind aber ohnehin nicht 
ehr aussagekräftig. Etwas deutlicher wird die Position, die bisher die BRD 

innehatte, wenn ihre Anteile für den Handel mit den EG~ und mit den 
~GW~Ländern getrennt ausgewiesen werden: Im Jahre 1989 war die BRD 
am Handel zwischen den EG~Ländern mit 27,5 Prozent beteiligt. Mit 
weitem .Abstand folgte mit 15,5 Prozent Frankreich an zweiter Stelle vor 
ltalien (12,3 Prozent), den Niederlanden (11,9 Prozent) und Großbritan~ 
ruen (11,3 Prozent). Am Export der EG~Länder in die RGW-Länder 
(einseht DDR) hatte die BRD 1989 sogar einea Anteil von 52,2 Prozent, 
während auf Italien 14,1 Prozent, auf Frankreich 10,9 Prozent und auf 
Großbritannien lediglich 6,9 Prozent entfielen. (Ohne die Einbeziehung 
des Exports in die DDR betrug der Anteil der BRD immerhin noch 45,2 
Prozent.) Es ist bei der Bewertung dieser Angaben jedoch zu berücksichti­
geo, daß auf den Handel zwischen den EG~Ländern 59,9 Prozent des ge~ 
samten Expor,ts dieser Länder entfielen (bei der BRD waren es 54,4 Pro­
z.t<nt), auf den Export der EG~Länder in die RGW~Länder aber nur 2,9 
Prozent (bei der BRD einseht des Exports in die DDR 5,1 Prozent).3 

Die 'harte Mark' wird weltweit investiert 

Die Einschätzung der deutschen Wirtschaftsmacht kann jedoch nicht nur 
an Hand solcher quantitativen Größen wie Bruttosozialprodukt oder Au~ 
ßenhandel erfolgen, aus denen sich allenfalls grobe Anhaltspunkte gewin~ 
nenlassen. 
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E inige Tatsachen, die quantitativ nur schwer zu belegen sind, dürfen 
nicht außer acht bleiben: Dies gilt vor allem für die internationale 

Stellung der D-Mark. Die BRD hat neben der Schweiz eine der "härtesten" 
Währungen der Welt (d.h. eine Währung, deren Kurs gegenüber den 
anderen Währungen in den letzten Jahrzehnten insgesamt in der Tendenz 
angestiegen ist), die daher auch einen entsprechenden Platz an den 
internationalen Wtrtschaftsbeziehungen, auf den Kapitalmärkten usw. 
einnimmt. Was das Thema dieses Beitrages betrifft, so ist vor allem auf die 
"Sogwirkung" zu verweisen, die die DM für die RGW-Länder hat, 
wenngleich die Verrechnung auf der Basis konvertibler Währungen für 
diese Länder derzeit ein ernstes Problem darstellt. 
Ein anderes Feld, auf dem die Bedeutung der BRD größer ist als ihr An­
teil am Bruttosozialprodukt, sind die Kapitalanlagen von Konzernen über 
die Grenzen des Mutterlandes hinaus, und zwar vor allem in Richtung der 
RWG-Länder. Dabei hat die BRD, was joint ventures und andere Formen 
der Unternehmenskooperation betrifft, ebenfalls einen weiten Vorsprung 
vor den anderen kapitalistischen Ländern. Es spricht für den Expansions­
drang des deutschen Monopolkapitals, wenn im Herbst 1990 nicht weniger 
als 95 Prozent aller AktivitäteD von westlichen Unternehmen in der DDR 
(Kauf, Beteiligung, Kooperation usw.) auf solche aus der BRD entfielen. 

Ökonomisches Potential und politische Hegemonie 

Wie ist diese durch die Herstellung der Einheit Deutschlands eingetretene 
Veränderung von dessen ökonomischem Potential BUB zu bewerten? 

E s liegt im Interesse aller linken Kräfte, als Grundlage für die 
_ Formulierung ihrer Strategien und Programme eine den Realitäten 

entsprechende Vorstellung vom ökonomischen PoteDtial dieses ~neuen 
Deutschland' zu haben, das weder unter- noch überschätzt werdeD darf. 
Eine solche Bewertung muß dabei sowohl die Stellung Deutschlands in 
den intematioDalen ökonomischen Kräfteverhältnissen als auch die 
Entwicklung der innereD ökonomischen ud sozialen Strukturen 
berücksichtigen. 
Stellt diese durch den Anschluß der DDR an die BRD vergrößerte deut­
sche Wirtschaftsmacht eine Gefahr für die anderen Völker und Staaten in 
Buropa dar? ID einem Teil der internationalen Öffentlichkeit, nicht nllf 
unter linken. Kräften, werden solche Befürchtungen zwar auf unterschiedli­
che Weise, doch ziemlich deutlich geäußert. Zweifellos bringt die Herstel­
lung der Einheit DeutschlaDds nicht nur einen Zuwachs an wirtschaftlicher 
Macht, sondem auch an io.ternationalem politischen Einfluß mit sich. Es 
könnte sogar sein, daß dieser zunächst noch größer ist als die Stärkung der 
ökonomischen PositioD. Deutschland ist aber in ein Netz internationaler 
Vertragswerke eingebunden, was "Alleingänge" faktisch ausschließt. Auch 
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die-in Deutschland bestehenden demokratischen Strukturen und der gut 
funktionierende Föderalismus wirken politischen Abenteuern entgegen. Es 
ist also eigentlich eine ausreichende Gewähr gegeben, daß von deutschem 
Boden keine Gefahr für die Völker der Welt mehr ausgehen kann. 

_ooch es bleibt bei nicht wenigen Menschen quer durch das politische 
SpektrUm in vielen Ländern mehr als nur ein "Rest" an Unsicherheit über 
den künftigen Weg des einheitlichen Deutschland. Die Ergebnisse und 
Erfahrungen der beiden Weltkriege- und auch die Ergebnisse und Erfah­
rungen des vier Jahrzehnte dauernden "kalten Krieges"- haben zusammen 
l.llit den neuen Erscheinungen der ökonomischen Entwicklung- der fort­
schreitenden lntemationalisierung des Wirtschaftslebens unter den Bedin­
gungen eines auf relativ lange Sicht sehr schnellen wissenschaftlich-techni­
sdlen Fortschritts - dazu geführt, daß Vorherrschaftsstreben oder Hege­
monie in der aus früheren Zeiten bekannten Art heute nicht mehr möglich 
sind. 

D ie Zeit der gewaltsam durch Kriege herbeigeführten 
Grenzveränderungen ist - jedenfalls in Buropa - vorbe~ aber können 

internationale Verträge, auch wenn sie noch so gut sind, den 
Expansionsdrang des Kapitals stoppen? (Dies gilt für alle Kapitale in allen 
Teilen der Welt, nicht nur für das deutsche Kapital.) Das deutsche Kapital 
hat mit der Einverleibung der ehemaligen DDR sein Gewicht in Buropa 
_nicht unerheblich vergrößert. Es wird gewiß zunächst einmal einige Zeit 
damit zu tun haben, die Folgen der "Vereinigung" zu bewältigen. Der 
französische Industrieminister Fauroux wurde im September 1990 mit der 
Bemerkung zitiert, daß Frankreich eine "schöne Chance" habe, "solange 
die Boa das Reh verdaut".4 Aber was geschieht, wenn die Einverleibung 
der DDR "verdaut" ist? Wird die "Boa" dann ihre nächsten Opfer ins Auge 
fassen? Im Westen gibt es dabei kaum Aussicht auf Erfolg. 
Die Entwicklung der vergangenen Jahrzehnte hat gezeigt, daß zum Bei­
spiel die im Rahmen der EG entstandenen supranationalen Mechanismen 
d.i.e Hegemonie eines Landes in dieser Gruppierung verhinderten. Die 
BRD hat, obwohl sie schon bisher die mit Abstand stärkste Wirtschafts­
ma~ht in der EG war, dadurch die anderen Mitgliedsländer nicht dominie­
Ien können. Und wenn Großbritannien sich erst jetzt (im Oktober 1990) 
entschlossen hat, dem Wechselkursmechanismus des Europäischen Wäh­
rungssystems beizutreten, dann muß dieser Schritt vor allem im Zusam­
menhang mit der Herstellung der deutschen Einheit gesehen werden, ist 
also insbesondere als ein Ausdruck der Absicht Großbritanniens zu wer­
ten, die Stellung der DM nicht zu mächtig werden zu lassen. 
Auch_ das Wirken anderer internationaler Organisationen sowohl solcher 
von universellem Charakter wie der UNO als auch solcher wie OECD, 
Internationaler Währungsfonds usw. setzt dem Streben einzelner Länder 
nach Vorherrschaft - in welcher Form auch immer - Grenzen, weil ihre 
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Arbeitsweise auf dem Ausgleich von Interessen zumindest unter den öko­
nomisch und politisch einflußreichsten Staaten - wie z.B. im lWF- beruht. 

D och wie steht es beim deutschen Kapital heute mit dem "Drang nach 
Osten"?. Es hat seine Ausgangsbasis durch die "VereiDigung" bis an 

Od~r lHld Nei.ße vorg~oben, und die RGW-Länder bilden jenen Teil 
des :un Entstehen begriffenen gesamteuropäischen Wtrtschaftsraumes der 
auf -~äagere Sicht potentiell über die besten Entwickluogsmöglichk~iten 
verfü~t. Das ~eutsche Kapital, das in diesen Ländern schon jetzt unter dea 
westlichenLändeman der Spitze steht, wird sich seine Chance nicht ent­
gehen lassen. Noch ist die ökonom~e Situation dieser Länder krisenhaft. 
Doch sobald dort der begonnene Ubergang zur Marktwirtschaft wirklich 
vo~en ist, wenn für di~ Verwertung des Kapitals die gleichen Rahm.en­
bedmgungen. geschaffen smd wie im EG-Raum - was wird sich dann ereig­
nen? Und mtt welchen Vertragstexten ließe sich dann die Ausbreitung der 
deutschen Wut.schaftsmacht über die Grenzen hinaus eindämmen? 

Unwägbarkeiten der Anschlußpolitik 

Bei der Einschätzung der deutschen Wirtschaftsmacht und ihres interna­
tionalen Gewichts müssen noch einige weitere Gesichtspunkte mit in die 
Uberlegungen einbezogen werden. 

D ie Herstellung der Einheit Deutschlands fand in einer für die BRD 
. a~ßerorde~tlich günstig~n konjunkturellen Situation statt. Aber was 

Wlt~ se~ WeM ~Ich der. "Koll}unkt~rhimmel'~ bewölkt oder gar verdüstert? 
Es 1St für Mamsten etne bisher tmmer Wteder durch die Wirklichkeit 
~tätigte th~oretiscb.e Gruadauffassung, daß sieb eine kapitalistische 
Wirtschaft aemats gleiclwäßig und stetig entwickelt sondern immer 
tmgleiclmäßig und _in, Zyklea. 'Yarwn sollte es in Zukunft anders sein, 
auch wenn gegeo.wartig durch die lange Dauer der nach der Krise von 
1?80/82 begonn~aen Aufwärtsbewegung - die ZUBächst "stotternd" 
emsetzte und M1tte der 80er Jahre zeitweilig sogar eine deutliche 
Verlangsamung .erfuhr, ehe dann ab 1987 ein kräftiger Aufwärtsschwung 
folgte - der Emdruck entsteht bzw. erzeugt wird, daß die deutsche 
Wirtschaft, gefördert durch die "Vereinigung", nun für lange Zeit ein hohes 
Wachstum. aufweisen ~d. Es war doch eher ein "Glücksfall", daß im 
letzten Jahr HochkonJunktw herrschte, deOD der Zeitpunkt des 
Zusammenbruchs des sozialistischen Systems in der DDR vollzog sich 
"kon)unkturunabh!illgig", er wur~e pr~är durch die po~tische Entwicklung 
bestimmt und mch.t durch die Wrrtschaftslage. Wte wäre wohl die 
Entwicklun~ verlaufen, we~ in d~r BRD. keine so günstige W'trtschaftslage 
gewesen .. ware, son~ern Krise; keme Stetgerung der Produktion, sondern 
deren Ruckgang; keme Zunahme der Zahl der Beschäftigtea bei sinkender 
Zahl d~r Arbeitslos.en (~e ~egenwärtig), sondern sinkende Beschäftigung 
und ste~gende Arbeitslosigkeit usw.? Es ist müßig, das "Was-wäre-wenn" zu 
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rörtern. Alle Überlegungen, die die deutsche Einheit und die sich daraus 
er benden Konsequenzen betreffen, müssen jedoch auch das relativ 
~~tige an der gegenwärtigen Wirtschaftslage in der BRD in Betracht 
ziehen. wenn sie nicht, was die künftige Entwicklung betrifft, unrealistisch 

sein sollen. 
Das gilt auch für die heftig diskutierten "Kosten der Einheit". Es besteht 
kaum ein Zweifel, daß sie sehr viel höher sein werden als zunächst von den 
maßgeblichen Kräften in der Bundesrepublik erwartet wurden. Dies ist vor 
allem deshalb der Fall, weil das "Zusammennageln" von BRD und DDR 
teurer wird als eine schrittweise Annäherung und schließliehe Vereinigung. 
Daraus entsteht einerseits eine zusätzliche Belastung des Bundeshaushalts, 
die weit iber alle bisherigen Prognosen hinausgehen wird. Es ist durchaus 
rnöglich, daß die aus dieser Lage entstehenden Zahbmgsanforderungen 
(und die durch die weiter anhaltende Wirtschaftskrise in den neuen Bun­
desländern hinter den Budgetansätzen zurückbleibenden Staatseinnah­
men) nicht nur zu höheren Defiziten der Staatshaushalte führen, sondern 
auch dazu beitragen, die Zinssätze in die Höhe zu treiben und das Wirt­
sehaftswachstum zu hemmen. 

Zugleich fmdet aber aq,dererseits durch das westdeutsche Kapital eine ur­
sprüngliche Akkumulation riesigen Ausmaßes in Form der Aneignung des 
größten Teils der Wutschaft der ehemaligen DDR - der Immobilien und 
der Sachanlagen ~ zu äußerst günstigen Bedingungen ("für'n Appel und'n 
Ei", wie es ßn Volksmund heißt) statt, womit sich die Profitmöglichkeiten 
des Kapitals rasch erweitern, sobald diese neue erworbenen Vermögens­
werte produktiv geBlitzt werden, nachdem sie modernisiert und in die 
Wrrtschaftsstruktur der bisherigen BRD "eingepaßt" worden sind. 

Es ist nicht ausgeschlossen, daß diese Diskrepanz zwischen der Entwick­
lung von Staatsfmanzen und Profitrnöglic.blceiten zu Spannungen und Wi­
dersprüchen führt, die der weiteren Vergrößerung der Aktionsfähigkeit 
Deutschlands in der Weltwirtschaft entgegengesetzt sind. Doch dies wird 
in starkem Maße vom internationalen Konjunkturklima abhängen. Dessen 
weitere Entwicklung ist durchaus mit einigen Fragezeichen zu versehen, 
und zwar nicht nur wegen der deutlichen Wachstumsverlangsamung in ei­
nigen westlichen Industrieländern (besonders in den USA uad in Groß­
britannien), sondern auch wegen der nicht absehbaren Folgen, die sich in­
folge der veränderten Lage auf dem Erdölmarkt aus der Krise im Nahen 
Osten für die Weltwirtschärt ergeben können. 

E s gt'bt also, was Deu~chl~d als e}ne inte~ationale W~sch~';ßacht 
ersten Ranges betrifft, die berett und m der Lage 1St, mtt ihrem 

ökonomischen "Pfund" zu wuchern, durchaus eine Reihe von 
Unwägbarkeiten für die Einschätzung der weiteren Entwicklung nach der 
Herstellung der Einheit Deutschlands, von der noch nicht gesagt werden 
kann, wie sie weiter vor sich geht und welche Auswirkungen sie im 
einzelnen haben wird. Diese Unwägbarkeiten liegen keineswegs nur in 
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Rechtsstaates sei daher "weder der Auschwitz-Verdacht noch die Furcht 
vor der Herrschaft des schnödea Mammon ein GllUld gegen die Einheit"? 
Die Normalisierung Deutschlands, vollendet durch die zügige Schaffung 
gleichartiger Lebensverhältnisse, steht für die Überwindung der Grenze in 
gaDZ Europa. "Der Nationalstaat klassischer Gestalt liegt hinter uns. Aber 
die politische Gemeinschaft Europa braucht den Nationalstaat noch immer 
als Baustein für das friedliche Bauwerk der europäischen Einigung. Mit 
der deutschen Einheit 1990 holen wir in der deutschen Geschichte nach, 
was Europa, nicht die Deutschen allein, zwei Jahrh1111derte versäumte. Wrr 
tun dies als Deutsche und Europäer gemeinsam mit unseren Nachbarn. 
Wir können ein starker Partner in. Europa aber nur sein, wenn unsere Ein­
heit fest ist. Fest aber wird nur die gerechte Einheit sein.i.3 
In der aletueDen Situation hat diese Argumentation zweifellos eine Berech· 
tigung. Mit dem absehbaren Übergang zu einem europäischen Binnen­
.lllarkt erhöht sich die Attraktivität dieser internationalen Wirtschaftsge­
meinschaft; selbst lange Zeit auf ihre politische Neutralität bedachte euro­
päische Nationen sehen die Vorteile einer Internationalisierung von Pro­
duktion und Märkten. Man wird auch in der erweiterten Bundesrepublik 
Mühe haben, Symptome von Natioaalismus auszumachen: "Ausnahmslos 
alle föhrenden deutschen Politiker versichern, ibnea liege aichts ferner als 
HegemoPialabsichten. Das ist glaubwürdig. Überdies fällt dea Beobachter 
kaum etwas so sehr auf im Jahr der deutschen Eiaheit wie das fast völlig 
Fehlen einer Grundstimmung der nationalen Begeisterung.;4 Und dennoch 
sind da Konflikte; es ist keiaeswegs nur der britische Exminister Ridley, 
der vor dem Hintergrund des säkularen Niedergangs der Hegemonial­
macht USA und dem Zerfaß der Sowjetunion vor der Gefahr warnt, daß 
sich Japan und Deutschland als n.eue Ordnungsmächte etablieren könnten; 
hier würden mit wirtschaftlichen Struktu:ren Einflußzonen geschaffen, die 
zuvor aiitärisch. Dicht durchgesetzt werden konnten. Doch solange man 
die aktuelle Umwälzungsperiode aus dem Bewußtsein ihrer führenden Po­
litiker beurteilt, köante man zur aUseitigen Beruhigung aufrufen. Beziehen 
wir uns jedoch auf die Widersprüch.e in den ökonomischen Grundstruktu­
ren und deren möglich.e Entwicklungstendenzen, dann gibt es keinen 
Grund zur Entwarnung. 

Eine schnelle Ausweitung des in den kapitalistischen Metropolen 
erreichten Zivilisationsmveaus? 

I a allen osteuropäischen Gesellschaften _yersprechen sich große Teile 
der Bevölkerung von einem raschen Ubergang zur kapitalistischen 

Produktions- UBd Akkumulationsweise die Lösung der gravierenden 
sozialpolitischen un.d ökologischen Proble&e. Aber schon nach einem Jahr 
grundlegender gesellschaftlicher Reformen deutet sich an, daß die von 
vielen Politikern verstärkten populistischen Ziele illusionär sind. Der 
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Übergang zu einer privatkapitalistischen Eigentumsstruktur gestaltet sich 
zäher und schwieriger als angenommen; es ist keineswegs so, daß das aus­
ländische Kapital - bei allen lnvestionsanreizen und finanzpolitischen 
Vorteilen· bei den mit der Privatisierung des Staatseigentums beauftrag­
ten Behörden Schlange stünde. Die im Bereich des RGW entwickelten 
Strukturen internationaler Arbeitsteilung und Kooperation sind rasch zer­
fallen; die kapitalistischen Metropolen waren zwar zur Honorierung von 
politischen Entspannungsleistungen zu weiteren Kreditzusagen bereit, aber 
eine wirksame Entschuldung der osteuropäischen Länder fand sowenig 
statt wie eine koordinierte wirksame Wirtschaftshilfe (vergleichbar dem 
amerikanischen Marshallplan nach dem Kriege). Die Auflösung der alten 
Planungsstrukturen, wirtschaftliche Desintegration im RGW, verschärfte 
ethnische und soziale Konflikte in der Umbruchsituation haben die agri­
ku1turelle und industrielle Produktion abstürzen lassen; statt einer schnel­
len nachholenden Kapitalisierung und Industrialisierung haben sich die 
überlieferten Formen von gesellschaftlicher Armut mit neuen gemischt; es 
ist in den osteuropäischen Ländern eine soziale Desintegration um die 
Pole von Reichtum und Armut bereits sichtbar, obgleich die Dominanz der 
kapitalistischen Marktkoordinantion nocht längst nicht bestimmendes Pro­
duktionsverhältnis ist. Schon jetzt mußten etwa in Polen Formen der so­
zialen Armutseindämmung geschaffen werden und hier, wie in den ande­
ren Ländern, sieht man die Lebensmittelversorgung für die Bevölkerung 
bis zur nächsten Ernte keineswegs gesichert. Die Polarisierung der politi­
schen Verhältnisse, also die Auflösung der in der Umwälzung entstan­
denen demokratischen Massenbewegungen auf der einen Seite und eine 
deutlich sichtbar werdende Distanz zu politischen Instanzen und der neuen 
politischen Klasse auf der anderer Seite, sind die unvermeidlichen Beglei­
ter-Schein.ungen dieses Desillusionierungsprozesses. Die von vielen Exper­
ten befürchtete Entwicklung ist eingetreten: "Polen ist ein armes Land mit 
einem BSP (Bruttosozialprodukt) pro Kopf der Bevölkerung, das auf $ 
3000 geschätzt wird (einige Wirtschaftsexperten schätzen es sogar noch 
niedriger ein - auf nicht mehr als $ 2500), fünf- bis sechsmal weniger als in 
den Vereinigten Staaten und viermal weniger als in der Bundesrepublik 
Deutschland. In einem solchen Land würde unter den Bedingungen einer 
"Marktkoordinierung" und der Vorherrschaft "rein wirtschaftlicher" Lösun­
gen unausweichlich eine stärkere soziale Differenzierung erfolgen, in deren 
Zuge es in weiten Bereichen zu Armut käme. In einem solchen Land 
könnte aus wirtschaftlichen Gründen weder von kostenloser allgemeiner 
weiterführen.der Schulbildung noch von kostenloser allgemeiner medizini­
scher Versorgung nach dem heutigen Standard die Rede sein. Wenn Ar­
mut herrscht, wird es in gewisser Weise erforderlich, sie gleichmäßig zu 
verteilen."5 

N ur unverantwortliche Populisten konnten in den osteuropäischen 
Staaten die illusionären Vorurteile von einer zügigen Modernisierung 

und Verallgemeinerung des westeuropäischen Zivilisationsniveaus 




















































































































































